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Vorwort 
 
 
Menge und Umfang der anwaltsrechtlichen Literatur haben in den letzten Jahren be-

trächtlich zugenommen. Trotzdem – oder vielleicht gerade deshalb – fühlen sich viele 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit ihren konkreten Problemen allein gelassen. 
Anwälte, die in eigenen Angelegenheiten tätig werden (müssen), suchen fast immer 
nach kurzen, präzisen und verlässlichen Antworten. Wer „nur“ wissen will, welches die 
Voraussetzungen für die Gründung einer Zweigstelle sind, oder ob auch ein Syndikus-
anwalt Fachanwalt werden kann, hat meist keine Lust zu aufwändiger Recherche. Und 
häufig bleibt dazu auch gar keine Zeit, wenn z. B. der (potenzielle) Neumandant nach-
mittags die Antwort erwartet, ob ein Auftrag übernommen wird oder ob dem eine In-
teressenkollision entgegensteht. 

Hier schafft das vorliegende Kompendium Abhilfe und schließt dabei eine Lücke, die 
in der Anwaltsliteratur nach wie vor besteht. In insgesamt 17 leicht verdaulichen und 
dennoch anspruchsvollen Kapiteln beantwortet das Werk alle Fragen, die sich der 
Rechtsanwältin/dem Rechtsanwalt rund um die tägliche Berufspraxis stellen. Dabei 
werden Probleme der Kanzleigründung und der beruflichen Zusammenarbeit ebenso 
behandelt wie originäres Berufsrecht, die schwierigen Bestimmungen des Geldwäsche-
gesetzes oder die Themen Berufshaftpflichtversicherung und Anwaltsversorgung. Das 
Buch hat den Ehrgeiz, jedem Anwalt (dem Berufsanfänger ebenso wie dem „alten  
Hasen“) unverzichtbarer Ratgeber in den Wechselfällen des Anwaltsalltags zu sein. 

Es ist gelungen, ein Team hochkarätiger Autoren zu versammeln, von denen jeder 
ausgewiesener Experte auf dem von ihm behandelten Gebiet ist. Alle Autoren stehen 
seit langem im wissenschaftlichen Diskurs und verfügen zugleich über die Erfahrung 
des langjährigen Praktikers. Für ihre Bereitschaft, trotz starker beruflicher Beanspru-
chung und unter Zurückstellung manch anderen Projektes für das vorliegende Werk 
zur Verfügung zu stehen, gebührt ihnen großer Dank. 

Zum Autorenteam gehörte auch Herr Rechtsanwalt und Notar Rembert Brieske  
aus Bremen, der vielen Lesern aufgrund seines umfassenden Wirkens im Dienste der 
Anwaltschaft ein Begriff ist. Rembert Brieske hat mit dem Kapitel über die „Berufs-
haftpflichtversicherung“ noch begonnen, ist allerdings im Januar 2010 nach kurzer 
schwerer Krankheit völlig unerwartet verstorben. Seiner Ehefrau, Rechtsanwältin und 
Notarin Edith Kindermann, die zunächst nur das „Gebührenrecht“ übernommen hatte, 
die aber ebenfalls Expertin im Haftpflichtversicherungsrecht der Rechtsanwälte ist, 
war es ein Anliegen, das Manuskript ihres Mannes zu beenden. Dies verdient höchste 
Anerkennung. 

Dank ist auch dem Lektorat des Verlags C. H. Beck, in Person der Herren Dr. Thomas 
Schäfer und Dr. Christian Rosner, geschuldet, die das neue Projekt mit großem persön-
lichem Engagement in außerordentlich kurzer Zeit vorangetrieben haben. 

 
Düsseldorf, im Juni 2010 Dr. Susanne Offermann-Burckart 
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